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Deutſchland. 

Berlin, 17. Januar. Die alte Spielerei mit den Ge⸗ 
rüchten von einem Mintſterwechſel fängt, wie gewöhnlich bei den 
Etatsberatbungen oder ähnlichen Angelegenheiten, wieder an, eine 
größere Rolle zu ſplelen. Das von einigen demokratiſchen Abge⸗ 
ordneten als Parole ausgegebene und von einigen demokratiſchen 
Kotreſpondenten im Auftrage willig weiter kolportirte Gerücht vom 
Rücktritt des Grafen Eulenburg findet natürlich in mehreren Blät- 
tern Aufnahme und bei denſelben bald mehr bald weniger Glau- 
ben. Um dem Gerüchte einigen Anhalt zu geben, hat man auf 
die Einladung bingewieſen, die Herr v. Bennigſen zur Königlichen 
Tafel erhalten hat. Es iſt dies wieder ein Bewels, mit welchen 
Gründen die Oppoſttion ihre Nachricht, reſp. ihre Erfindungen zu 
unterſtüßen pflegt, Herr v. Bennigſen iſt nämlich als Vice-Präſt⸗ 
dent des Abgeordnetenhauſes zugleich mit den beiden andern Prä- 
ſidenten zur Koͤnigl. Tafel gezogen worden, jo daß alſo hier weiter 
nichts als ein Courtoiſte des Königs gegen das Präſidium des Ab- 
geordnetenhauſes vorliegt. Andrerſeits bat an demſelben Diner 
zugleich auch der Minifter des Innern Graf zu Eulenburg Theil 
genommen, was den demokratiſchen Berichterſtattern Behufs Ergän- 
zung ihrer Berichte bemerkt werden mag. Es mag zugleich hin⸗ 
zugefügt werden, daß Graf Eulenburg überhaupt nicht blos an 
dieſem Diner, ſondern an allen in jüngſter Zeit ſtattgehabten Hof- 
feſtlichkelten Theil genommen bat und von Sr. Majeſtät dem Kö⸗ 
nige bei jeder paſſenden Gelegenheit ausgezeichnet worden iſt. 
Nebenbei hat die Abfertigung, die der Minifter Graf Eulenburg 
den Abgeordneten Herren Virchob und Genoſſen in der Diens- 
tagsſitzung hat angedeihen laſſen, in konſervativen und maß- 
gebenden Kreiſen einen ſehr günſtigen Eindruck gemacht und 
auch nach der andern Seite hin den Erfolg gehabt, daß die 
Oppoſitlon in Folge des gemachten Fiasco ihre Angriffe gegen 
den Miniſter Grafen Eulenburg ſeit dem eingeſtellt hat. — 
Die „Zeildlerſche Korreſpondenz“ enthält einen Artikel über 
den Nothſtand in Oſtpreußen, deſſen Ton mit dem Ernſte der 
Sache, die es betrifft, nicht übereinſtimmt. Wir ſollten meinen, 
daß man die demokratiſchen Uebertreibungen des Hrn. v. Sauden- 
Julienfelde auf andere Weiſe lächerlich machen kann, als es von 
der Zeidlerſchen Korreſpondenz geſchehen iſt. Es mag daher erklärt 
werden, daß die Zeidl. Korreſp. ein unabhängiges Organ iſt, das 
in keiner Bezlehung zur Reglerung ſteht und am wenigſten mit 
dieſem Artikel den Anſichten der Regierung entſprochen hat. — 
Nach einer telezraphiſchen Nachricht aus Frankfurt ſoll den Spiel- 
pächtern in Wiesbaden und Ems die Fortdauer des Spiels noch 
auf 5 Jahre unter der von ihnen jetzt angenommenen Bedingungen 
geſtattet werden, daß fie eine Million Thaler für den Wies baden⸗ 
Emſer Kurfonds zahlen. Der Inhalt der Depeſche entſpricht aller- 
dings im Weſentlichen den Grundlagen, auf denen bisher zwiſchen 
der Regierung und den Splelpächtern verhandelt wordin iſt; ins 
deſſen iſt zur Zeit, wo wir dies ſchreiben, von dem Abſchluß des 
Vertrages oder der Vollziehung deſſelben durch den König hier 
nichts bekannt. — Die franzöſiſche Regierung hat beim 
Norddeutſchen Bunde einen Antrag auf Ermäßigung des Zolles 
für verſchledene Gegenſtände geſtellt. Es ſtehen deshalb Verhand- 
lungen zwiſchen den Zollvertinsſtaaten bevor. — Die durch dle 
Poſtverträge vom 23. November v. J. ermäßigte Poſttaxe für 
D ruckſachen bezieht ſich auf alle gedruckte, lithographirte, me- 
tallographirte, photographirte oder ſonſt auf mechaniſchem Wege 
hergeſtellte Gegenſtände. Ausgenommen find aber alle Schrift- 
ſtücke, welche mittelſt der Kopirmaſchine oder Durchdruck ange 
gefertigt find. 

Berlin, 18. Januar. J. Maj. die Königin äußerte am 
Montag bei Beſichtigung der im Kgl. Schloſſe bis dahin zum Bazar 
für die Nothleidenden in Oſtpreußen eingegangenen Geſchenke gegen 
die mit der Annahme beſchäftigten Damen, es fet wahrhaft rüh- 
rend dieſe überſchwengliche Fülle der Gaben; jo etwas könne man 
doch nur in Berlin ſehen. 

— Der Geh. Reg.-Rath Dr. Eſſe iſt geſtern von ſtiner 
nach den bedrängten Gegenden Oſtpreußens unternommenen Reiſe 
zurückgekehrt. 

— Von dem Herrendaufe und dem Abgeordnetenhauſe find 
25 Mitglieder zum Ordenefeſt eingeladen. 

Berlin, 16. Januar. (Haus der Abgeordneten.) 30. Sitzung. 
Präſident: v. Forckenbeck. — Am Niniftertifg: Frhr. v. d. Heydt, Graf 
Ibenplitz, Graf zu Eulenburg und v. Selchow und mehrere Regierungs⸗ 
Kommiſſare. Die Tribünen ziemlich ſchwach beſetzt, die Plätze im Haufe 
zahlreicher als in den letzten Tagen. Der Präſident eröffnet die Sitzung 
um 10 Uhr 30 Minuten mit den gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. 
Urlaubsgeſuche werden verleſen und bewilligt. Der Vorſtand des Ver⸗ 
eins deutſcher Landwirthe hat zum erſten Kongreß Einladungskarten 
ace Vor Eintritt in die Tagesordnung ſchlägt der Präfivent für die 
& chäftliche Behandlung des Antrages der Abgg. Huggenberg und Franke 

chlußberathung vor. Der Antrag lautet: „Die Königl. Staatsregierung 
aufzufordern, dem Landtage thunlichſt einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch 
welchen die Geſchlechts⸗Vormundſchaft — cura sexus — ſoweit dieſes 


Rechtsinſtitut in den Provinzen Hannover und Schleswig⸗Holſtein noch be ⸗ 
ſieht, aufgehoben wird.“ — Das Haus tritt in den erſten Theil der Tages⸗ 
ordnung ein: Bericht der 11. Kommiſſton über den Geſetzentwurf, betreſſend 
die Aufnahme einer Anleihe von 40 Mill. Thlrn., zur Deckung von Vor⸗ 
ſchüſſen für Eiſenbahn⸗Anlagen und für Beſchaffung von Betriebsmitteln 
auf den Eiſenbahnen in den neuen Landestheilen, beziehungsweiſe zur Er⸗ 
weiterung des Bahnnetzes in dieſen, wie in den alten Provinzen. Die 
Generaldiskuſſton wird eröffnet. Während die Redner ſich zum Worte mel⸗ 
den, erhalten die Anträge der Abgg. Wehr, Bieck, Miquel und Dr. Ham⸗ 
macher genügende Unterſtützung. Gegen die Vorlage haben ſich 3, für die⸗ 
ſelbe 2 Redner gemeldet. Zum Kommiſſtonsberichte liegen folgende An⸗ 
träge vor: 1. vom Abg. Wehr: a) „die Königliche Staatsregierung aufzu⸗ 
fordern, bei der Ausführung der nach dem vorliegenden Entwurfe in der 
Provinz Preußen zu bauenden Eiſenbahnen von dem Verlangen Abſtand 
zu nehmen, daß die Gemeinden und Kreiſe den zum Bau erforderlichen 
Grund und Boden ohne Entſchädigung hergeben, b) die Königl. Staats⸗ 
Regierung aufzufordern, mit der Inangriffnahme der Eiſenbahn Schneide⸗ 
Dirſchau ſo früh wie möglich zu beginnen und die Erdarbeiten an mehre⸗ 


ren Orten in Angriff zu nehmen und dadurch der dortigen arbeitsloſen 
Bevölkerung Verdienſt und Unterſtützung zu ſchaffen. Bei der Bahn 
Thurn⸗Inſterburg iſt dieſes bereits von der Kgl. Staatsregierung zugeſagt.“ 
2. Von dem Abg. Bieck. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
die Königl. Staatsregierung zu erſuchen: der Magdeburg⸗Leipziger Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft zu geſtatten, daß fie die Halle⸗Kaſſeler Bahn von Arens⸗ 
hauſen nicht über Großalmerode, ſondern über Münden weiterführe. 3. 
Von dem Abg. v. Unruh. Das Haus der Abgeordneten wolle zu 8 1 des 
Geſetzes beſchließen: ad 1 für Vollendung der Eiſenbahn von Göttingen 
nach Ahrenshauſen 259,000 % zu bewilligen, jedoch gleichzeitig die König⸗ 
liche Staats⸗Regierung aufzufordern: die Halle⸗Kaſſeler Eiſenbahn uicht 
über Großalmerode, ſondern über Münden nach Kaſſel führen zu laſſen. 
4. Von dem Abg. Miquel folgendes Unter-Amendement zu dem Antrage 
des Abg. v. Unruh. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: Am 
Schluſſe des Antrages hinzuzufügen: „und dabei zu erklären, daß eine Er⸗ 
weiterung der bereils übernommenen Garantie für die Bahn Halle⸗Kaſſel 
unzuläſſig erſcheinen würde.“ 5. Von dem Abg. Dr. Hammacher: den 
Antrag der Kommiſſton, betreffend den Bau der Schneidemühl⸗Dirſchauer 
Bahn abzulehnen. 6. Von dem Abg. v. Hennig: dem 81 die Einleitungs⸗ 
worte vorauszuſchicken: Wir Wilhelm von Gottes Gnaden verordnen, was 
folgt. — Der Berichterſtatter verzichtet auf das Wort, und es ſpricht zu⸗ 
nächſt gegen die Vorlage der Abg. v. Binde (Minden): Er erörtert die 
Verhältniſſe einzelner Bahnen, namentlich der hannöverſchen, und empfiehlt 
die Annahme eines vom Abg. Bieck geftellten Antrages: die Regierung zu 
erſuchen, der Magdeburg -Leipziger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zu geſtatten, daß 
fie die Halle-Kaſſeler Bahn von Arenshauſen nicht über Groß⸗Almerode, 
ſondern über Münden weiterzuführe, 


Abg. v. Unruh: Der Zuſammenhang dieſer Vorlage mit dem Noth⸗ 
ftande ſei ein ſehr loſer. Er läugne den Nothſtand nicht, er hätte vielmehr ge⸗ 
wünſcht, daß die Regierung bereits früher Schritte zur Beſeitigung deſſelben 
gethan. Er gebe auch zu, daß Eiſenbahnen geeignet ſeien, künftigen Nothſtänden 
vorzubeugen, aber mau dürfe auch nicht aus den Augen verlieren, daß der 
Grund des Leidens nicht allein in dem Mangel an Kommunikations⸗ 
wegen liege. Er halte jedoch die Bahn von Thorn nach Inſterburg für 
ein geeignetes Mittel zur Abhülfe des Nothſtandes. Prinzipiell ſei er 
Gegner der Staats⸗Eiſenbahnen und der garantirten Bahnen. Ein Fehler 
derſelben ſei ſchon das endloſe Hervorrufen unberechtigter Anſprüche; dies 
beweiſen die vielen Petitionen um den Bau von Eiſenbahnen. Bei der 
Prüfung der Vorlage komme namentlich die Rückſicht auf den Kredit des 
Staates in Betracht. Die Anleihen und Garantieen, welche der Staat be⸗ 
reits übernommen, belaufen ſich auf 150 Millionen. Man müſſe dabei 
die Frage aufwerfen, ob ſo viele Mittel in den anderen Zweigen der Ver⸗ 
waltung vorhanden ſeien. Wenn auch die Bahnen nicht mit einem Male 
gebaut würden, ſo ſchwebe die Anleihe, ſobald ſie hier beſchloſſen, wie ein 
Damoklesſchwert über der Börſe. Man müſſe ſich fragen: was würde ge⸗ 
ſchehen, wenn der Staat in Folge einer Kriſis einmal in die Lage käme, 
eine große Staatsanleihe zu machen? Das Ausland würde das Geld nur 
unter Bedingungen geben, welche uns in die Reihe der ſchuldenmachenden 
Staaten verſetzen. Es habe im Auslande einen großen Eindruck gemacht, 
daß Preußen in der Lage geweſen, zwei Kriege zu führen, ohne eine An⸗ 
leihe zu machen. Er wünsche daß die Regierung auf dem in der Vorlage 
eingeſchlagenen Wege nicht fortfahren nr würde aber dennoch in der 
Lage ſein, für die Vorlage zu ſtimmen. Seine Bemerkungen über die ein⸗ 
zelnen Bahnen behalte er ſich vor. — Abg. v. Benda empfiehlt Ableh⸗ 
nung der Vorlage. (Der Redner iſt auf der Journaliſten⸗Tribüne nicht 
genauer zu verſtehen.) 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Die Regierung habe in Bezug 
auf den Bau von Eiſenbahnen ein gemiſchtes Syſtem verfolgt, und ſie habe 
Urſache, dabei vollkommen zufrieden zu ſein. Der Staat müſſe jetzt ange 
fangene Bahnen vollenden, er müſſe da eintreten, wo er Garantieen über⸗ 
nommen. Blicke man nach Oſtpreußen, ſo finde man gerade dort die 
großen Lücken, die der Staat ausfüllen müſſe. Die Vorlage ſei eine un⸗ 
abweisbare Pflicht des Staates geweſen. Der Eiſenbahnbau ſei damit noch 
nicht abgeſchloſſen, er nenne nur die Namen: Memel, Danzig, Elbing. 
Wenn man die heutige Vorlage vom finanziellen Standpunkte aus be⸗ 
trachte, fo ſei ſie nicht jo ſchlimm, wie fie ausſehe. Die Anleihe für die 
Oſtprovinzen komme erſt in 6 Jahren zur vollen Hebung; in Weypreußen 
ſei dringende Nothwendigkeit vorhanden, angefangene Bahnen zu vollenden. 
Man habe auf die Staatsbahnen geſcholten. Für das Land ſeien gewiß 
die Staatsbahnen beſſer, als die Privatbahnen. Es liege in der Natur 
der Sache, daß letztere zunächſt ihr Privat⸗Intereſſe in Obacht nehmen. 
Das Staats- Intereſſe ſtehe für fie nur in zweiter Linie. In Zeiten der 
Noth konne der Handelsminiſter bei Staatsbahnen den Tarif ſofort her⸗ 
unterſetzen, bei Privatbahnen nicht. Außerdem ſeien die Staatsbahnen eine 
Einnahmequelle für den Staat; man könne alſo nicht ſagen, daß durch die 
Anleihen für Eiſenbahnen das National-Bermögen vermindert werde. An 
dem Tage, wo die Arbeiten für die Eiſenbahn in einer Provinz eröffnet 
würden, ſei die betreffende Provinz ſchon um ein ſehr Bedeutendes wohl- 
habender. Die Kommunikationsmittel ſeien es gerade, was der Provinz 
Oſtpreußen fehle, und es ſei ein Unglück, daß nicht ſchon früher dafür ger 
ſorgt worden. Er hoffe, daß aus der Bahn eine neue Blüthe für die Pro⸗ 
vinz hervorgehe. (Bravo!) — Abg. Heiſe: So lange eine Hoffnung vor⸗ 
handen ſei, eine neue nothwendige Eiſenbahuliuie durch Privatgeſellſchaften 
herzuſtellen, ſo lange werde die preußiſche Staatsregierung ſolche Vorlagen 
niemals machen; wenu aber auf dieſe Weiſe eine neue Bahn, deren Noth⸗ 
wendigkeit anerkannt werden müſſe, nicht gebaut werden kann, dann bleibt 
dem Staate nichts weiter übrig, als daß er mit ſeinen Mitteln eintrete. 
So ſei bisher verfahren und ſo werde auch ferner verfahren werden müſſen, 
und dies Verfahren habe ſich in Preußen bewährt. Der Nothſtand ſei 
nicht allein das Motiv für die Bahn in Oſtpreußen; es müſſe die Noth⸗ 
wendigkeit dafür an fi anerkannt werden, und man werde durch den Noth⸗ 
ſtand nur dahin gewieſen, durch den Bau die Quelle für die Wiederholung 
des Nothſtandes zu verſtopfen. Eiſenbahnen ſeien der Hebel für die In⸗ 
duſtrie im Allgemeinen, und von dieſem großen volkswirthſchaftlichen Stand⸗ 
punkte aus müßten die Eiſenbahnen verwaltet werden. Dieſen Geſichts⸗ 
punkt hätten die Privatgeſellſchafteu nicht im Auge. Er ſehe in der Vor⸗ 
lage keine Gefahr für den Staat und werde für dieſelbe ſtimmen. 

Abg. Dr. Löwe: Man müſſe die allgemeinen Betrachtungen über 
das Syſtem in den Vordergrund ſtellen, von dem aus das Eiſenbahn⸗ 
weſen in Zukunft geführt werden ſoll. Das Haus habe dieſe Vorlage nicht 
als Eiſenbahn⸗Vorlage, ſondern als eine Nothſtands⸗Vorlage betrachtet. 
Die Kommiſſion habe dieſen Geſichtspunkt in ihren Verhandlungen nicht 
ehr in den Vordergrund treten laſſen, aber ſie habe auch die große Frage, 
in welchem Syſtem das Eiſenbahnweſen fortgeführt werden ſolle, nicht ge- 
nügend erörtert. Wenn man an die Stelle des Wortes „Kreditfähigkeit 
des Staates“ das Wort „National⸗Reichthum“ ſetze, ſo laſſe ſich das Ver⸗ 
fahren der Regierung allerdings fehr leicht Aceh Wenn aber 510 
Krieg ausbreche, ſei dann das Staatseigenthum etwa ein Mittel für di 
Kreditfähigkeit des Staats? Wenn der Staat ſelbſt gefährdet ſei, dann fei 
es ein übles Ding, auf Grund von Staatseigenthum große Finanz⸗Ope 
rationen zu machen. Staatseiſenbahnen ſeien auch um deshalb ſchlimm, 
weil fie ein ganzes Heer von neuen Beamten ſchafften, welche der Staat 
entbehren könne. Er werde heute und immer gegen die Staatseiſenbahnen 
ſprechen. Aber er habe ſeine Gründe, für einen Theil der Vorlagen zu 
ſtimmen, und dieſe ſeien, daß in den neuen Landestheilen Eiſenbahnlinien 
angefangen ſeien, die vollendet werden müßten. Die Thorn ⸗Inſterburger 
Bahn anlangend, fo werde er für dieſelbe ſtimmen, weil die Provinz Oſt⸗ 

reußen durch die Anerkennung der ruſſiſchen Grenzſperre in die Lage ge⸗ 
ommen ſei, eine Mißernte nicht ertragen zu können. Die Verarmung der 


Provinz ſei durch die Schuld des Staats herbeigeführt und dieſe wolle er 
wieder gut machen. Die Eiſenbahn allein werde die Verarmung nicht be- 
feitigen, es müſſe vielmehr die Selbſthülfe der Provinz durch freie poli⸗ 
tiſche Inſtitutionen geweckt und befördert werden. Gegen die Bahn zwi⸗ 
ſchen Dirſchau und Schneidemühl müſſe er ſich erklären, weil für dieſe 
Bahn alle die vorher anerkannten Gründe nicht vorhanden ſeien. Eine 
ganz unmittelbare Wirkung auf den Nothſtand werde die Eiſenbahn nicht 
haben; denn die Leute ſeien in vielen Gegenden ſchon ſo geſchwächt, daß 
ſie nicht mehr die direkte Selbſthülfe ausüben können. 

Handelsminiſter Graf v. Itzenplitz. Was das Prinzip betrifft, 45 
befolge ich das, möglichſt viele Eiſenbahnen zu bauen und möglichft rasch; 
mir ift dabei jeder Weg recht, wenn er nur geſetzlich zuläſſig und anftän- 
dig iſt; alſo Geſellſchafts- und Staatsbahnen mit und ohne Garantie. Wenn 
ich hier beantrage, eine Bahn mit Garantie zu bauen, ſo geſchieht es, weil 
es nothwendig iſt. Der Herr Vorredner hat behauptet, daß es in unſerem 
Syſteme liege, nur Staatsbahnen zu bauen. Dem gegenüber muß ich be⸗ 
merken, daß der Umfang der zur Zeit von Privatgeſellſchaften in Angriff 
genommenen Bahnen ein viel . iſt, als der in dieſem Geſetze gr 
nannten. Ich will hier einmal die Bahnen aufzählen, die augenblicklich 
von Geſellſchaſten gebaut werden, die Zahl der Millionen, die dieſe Eiſen⸗ 
bahnen koſten, iſt eine außerordentlich große. 1) Die Fortſetzung der Köln⸗ 
Mindener Bahn bis nach Holland; 2) die Fortſetzung der Bergiſch⸗Märki⸗ 
ſchen Bahn; 3) die Bahn von Frankfurt nach Poſen; 4) von Kaſſel nach 
Halle; 5) die Bahn Halle⸗Guben⸗Sorau, die eben angefangen werden wird; 
6) die Verlängerung der Breslau⸗Freiburger Bahn; 7) von Berlin u 
Leubus; 8) die Rechte Oder⸗Ufer⸗Bahn; 9) die Oſtpreußiſche Südbahn ꝛc. 
Wenn Sie dieſe Millionen nachrechnen, ſo werden Sie finden, daß der 
Umfang der Privatbahnen, die jetzt werden, bedeutend größer iſt, 
als der der Staatsbahnen. — Abg. Miquel: Die Bahn wird dem augen⸗ 
blicklichen Nothſtand nicht abhelfen können, bogegen ſoll fie die dauernden 
Urſachen der Verarmung beſeitigen und eine Wiederkehr des Uebels ver⸗ 
hüten. Die Staatsbahnen aus prinzipiellen Gründen zu verwerfen, iſt 
ungerechtfertigt. Die Prinzipien, auf die man volkswirthſchaftliche Fragen 
zurückzuführen ſucht, haben keine abſolute Wahrheit, ſondern ändern ſich mit 
den Zeitverhältniſſen. Man muß deshalb an ſolche Fragen, wie die vor⸗ 
liegende, nicht den Maßſtab eines Prinzips legen, ſondern nach der Lage 
der ſpeziellen Verhältniſſe urtheilen. Gerade Bahnen, die, wie ein Thel 
der projektirten, vorläufig eine zweifelhafte Rentabilität haben, können nur 
vom Staate übernommen werden, weil dieſer nicht allein das Intereſſe hat, 
aus der Bahn Gewinn zu ziehen, ſondern zugleich den Vortheil berückſich⸗ 
tigt, der ihm aus dem Emporblühen der Landestheile erwächſt. Außerdem 
glaube ich, daß keine Provinz eine ſo bedeutende Zulunft vor ſich hat, wie 
gerade Oſtpreußen. Der eigene Vortheil muß Rußland zwingen die 
Grenzſperre aufzuheben, die Provinz hat zudem ſchöne Häfen, guten Boden 
und ift erportfähig, Grund genug, um die künftige Rentabilität der Bahn 
außer Zweifel zu ſetzen. Die gegen den Bau von Staatsbahnen vorge⸗ 
brachten Bedenken kann ich nicht theilen. Daß das Kapital dadurch dem 
Grundbeſitz entzogen, daß der Cours der Staatspapiere durch die Eiſen⸗ 
bahnpapiere herabgedrückt würde, find Einwürfe, die ebenſo gegen Privat⸗ 
bahnen geltend gemacht werden können. Eine Belaſtung des Staates und 
Minderung ſeiner Kreditfähigkeit wird in gleicher Weiſe durch die Ueber⸗ 
nahme einer Zinsgarantie herbeigeführt, wie durch die direkte Aufnahme 
einer Anleihe. 

Abg. Dr. Bender dankt dem Vorredner für die gute Meinung und 
die Wünſche, die er hinſichllich der Zukunft der Provinz Preußen ausge⸗ 
ſprochen hat, und empfiehlt im Intereſſe der Förderung der materiellen 
Intereſſen die Annahme der Vorlage. — Abg. v. Denzin bittet, auf die 
Intereſſen der Provinz Pommern beim Bau von Eiſeubahnen künftig etwas 
mehr Rückſicht zu nehmen, da dieſe Provinz in dieſer Beziehung am mei⸗ 
ſten vernachläſſigt fe. In den öſtlichen Kreiſen von Pommern ſei die 
Noth noch größer, als in Oſtpreußen. Die Staatsregierung möge die 
ernſtlichſten Maßregeln ergreifen, die Berlin⸗Stettiner Geſellſchaft anzuwei⸗ 
ſen, den Bau der Bahn von Stolp nach Danzig ſchon im nächſten Früh⸗ 
jahr in Angriff zu nehmen. — ee v. d. Reck erklärt, da 
die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft den Bau nicht eher in Angri 
zu nehmen veranlaßt werden könne, als bis die Frage der Grundentſchä⸗ 
digung erledigt ſei. — Die Generaldiskuſſion wird geſchloſſen. — Der 
Berichterſtatter nimmt hierauf das Wort, um die Kommiſſionsvorlage zu 
vertheidigen und wendet ſich dabei gegen die Ausführungen der einzelnen 
Redner. Die finanzielle Lage des Staates verbiete keineswegs die Auf⸗ 
nahme einer Anleihe und eine Gefährdung des Kredits fer nicht zu befürch⸗ 
ten. Die Ausführungen des Reduers bezüglich der einzelnen projektirten 
Linien halten ſich weſentlich an den Kommiſſionsbericht, welcher zum gro⸗ 
ßen Theile ſchon früher mitgetheilt iſt. 

Es folgt nun die Spezial⸗Diskuſſton über §., 1, Nr. 1: Für die 
Vollendung der Eiſenbahn von Göttingen nach Ahrenhauſen mit 259,000 
Tg — Abg. Bieck empfiehlt den dazu geſtellten Antrag Unruh's, gleich 
zeitig die Regierung aufzufordern: die Halle⸗Kaſſeler Eiſenbahn nicht über 
Groß⸗Almerode, ſondern über Münden nach Kaſſel führen zu laſſen. — 
Handels⸗Miniſter Graf Itzenplitz: Wie kommen wir denn eigentlich da⸗ 
zu, über Etwas zu ſprechen, worüber die Regierung weder eine Erklärung 
abgegeben, noch einen Antrag geſtellt hat? das Amendement lautet dabin, 
der Staatsregierung jetzt ſchon zu ſagen, daß, wenn ſie Das und Das 
thun wollte, dem das Haus widerſprechen würde. Es ſcheint mir parla⸗ 
mentariſch unmöglich und auch gefährlich, Etwas zu thun, was keine Wir⸗ 
kung hat. Ich habe keinen Auftrag, eine betreffende Erklärung abzugeben. 
In der Zeit, wo der Vertrag und die Garantie über dieſe Bahnen abge⸗ 
Rei 145 fein Men an Münden, ſondern nur an Groß⸗Alme⸗ 
rode-Kaſſel gedacht. 

Abg. Dr. Bähr (Kaſſel) (vom — empfiehlt die unveränderte An⸗ 
nahme der Pofition. Es werden in Heſſen ſehr großer Werth auf das 
a deen der früher beſprochenen Bahn gelegt; Kurheſſen ſei Preu⸗ 

en mit großem Vertrauen entgegengekommen und könne deshalb nicht er⸗ 
warten, daß man auch feine ſachlich begründeten Wünſche nach Möglichkeit 
berückſichtige. — Der Schluß der Debatte wird abgelehnt. — Abg Graf 
Schwerin bittet, daß die Redner künftig auf die Tribüne gehen möchten, 
da es unmoglich ſei, fie zu verſtehen, wenn fie, wie der Vorredner, dom 
Platze ſprächen. (Für die Berichterſtatter iſt es wiederum faſt unmöglich, 
die Redner zu verſtehen, wenn fie von der Tribüne ſprechen.) — Ab x 
v. Elmendorff befürwortet den Antrag Unruh, iſt aber ſchwer verftänblic, 
da er von der Rednertribüne ſpricht. — Vom Abg. v. Binde (Minden) iſt 
zu Nr. 1 ein Amendement geſtellt, durch welches der eigentliche Sinn des 
Unruh'ſchen Antrages, daß die Bahn nach Kaſſel über Münden geführt 
werden ſoll, in den Tenor des Geſetzes aufgenommen wird. — Abg. Dircks 
(von der Rednertribüne) bleibt vollſtändig unverſtändlich; er iſt für die 
Regierungsvorlage eingeſchrieben. — Abg. v. Unruh: Ich bin entfernt 
davon, den Heſſen einen Schaden zufügen wollen, aber ich muß mich dem 
entgegenſetzen, 4 bis 5 Millionen aus dem Nationalvermögen geradezu weg⸗ 
uwerfen. Und das würde mit der Eiſenbahn über Groß-Almerode an dem 
Tage der Fall fein, wo die Linie Ahrenshauſen⸗Münden, die fo wie fo früher 
oder ſpäter zur Ausführung kommen muß, eröffnet. Redner bittet um An⸗ 
nahme des Vincke ſchen Antrages. — Der Handelsminiſter proteſtirt noch 
einmal gegen die Annahme des Antrages v. Vincke und des Antrages von 
Unruh als unparlamentariſch und als einen Eingriff in die Verwaltung. 
— Abg. v. Unruh nimmt in Folge deſſen feinen Antrag wieder auf. — 
Abg. Bieck zieht feinen Antrag zu Gunſten des Vincke ſchen zurück. — 
Abg. Uloth vertheidigt mit großer Wärme unter zeitweiligen Heiterkeit des 

Hauſes die epi 
Abg. v. Vincke (Minden): Der Herr Miniſter hat geſagt: Dies 


ſei eine bloße Verwaltungsangelegenheit, da habe das Haus nicht mitzu⸗ 
ſprechen. Ich glaube wohl, daß es nicht eine bloße Verwaltungsangelegen⸗ 
heit iſt, wenn es ſich um die Bewilligung einer Anleihe von 40 Millionen 
handelt und um die Zwecke ihrer Verwendung, es iſt das verfaſſungs⸗ 
mäßige Recht des Hauſes, hierbei mitzuwirken, hierbei ſeine Bedingungen 
zu ſtellen. Eine ſolche Bedingung iſt die Reſolution von Unruh. Es iſt 
deshalb in der That wunderbar, wie der Herr Handelsminiſter dieſe Reſo⸗ 
lution für „Nichts bedeutend“ halten kann. Wenn er die Phantaſie hat, 
zu glauben, daß dieſe Reſolution, die von allen Seiten des Hauſes unter⸗ 
ſtützt wird, künftig von einem anders zuſammengeſetzten Hauſe nicht mehr 
anerkannt werden würde, oder daß, ſelbſt wenn er beſtimme, alle ſeine künf⸗ 
tigen Nachfolger daran noch nicht gebunden wären, ſo bewundere ich dieſe 
Phantaſie, kann fie aber nicht theilen; habe mich aber gerade hierdurch be⸗ 
wogen gefunden, dieſe Bedingung in das Geſetz ſelbſt hineinzubringen, da⸗ 
mit ihre Wirkſamkeit nicht mehr angezweifelt werden kann. Ich will da⸗ 
durch einen Riegel vorſchieben, damit weder dieſe noch eine andere Regie⸗ 
rung, noch ein anderes Haus ſie jemals ignoriren könne. Das nennt nun 
der Herr Miniſter unparlamentariſch, während es doch weiter nichts iſt, 
als die verfaſſungsmäßige Ausübung der Befugniſſe dieſes Hauſes. Redner 
hebt ſodann nochmals die erheblichen fachlichen Gründe hervor, welche für 
die Richtung der Bahn über Münden ſprechen und welche den Abg v. Unruh 
zu ſeinem Antrage veranlaßt. Redner ſchließt unter großem Beifall mit 
einem energiſchen Appell an den Handels miniſter und an die heſſiſchen Ab⸗ 

eordneten, kleinliche Lokalintereſſen den allgemeinen Verkehrs- und politiſchen 

ntereſſen nicht vorzuſtellen. 

Der Handels miniſter entgegnet, daß er, als er das erſte Mal 
das Wort ergriffen, nur gegen die Reſolutionen geſprochen habe. Die 
Rechte des Hauſes ſeien ihm heilig, das habe er immer bewieſen; auch die 
Reſolutionen des Hauſes ſeien ihm von großem Gewichte, aber das halte 
er für ungewöhnlich und habe es noch nicht erlebt, daß man Reſolutionen 
über Gegenſtände faßt, die gar nicht in Frage ſtehen. Die Staatsregierung 

immte dem Amendement nicht bei. — Referent Abg. v. Hennig ſchließt 

ch dem Amendement v. Vincke an. — Bei der Abſtimmung wird das 
Amendement Vincke und ſodann die Poſ. 1 mit dem Amendement Vincke 
mit ſehr großer Majorität (nur etwa 10 Abgeordnete aus Heſſen und 
Hannover ſtimmten dagegen) angenommen. Die Poſitionen 2—4 wurden 
raſch genehmigt. Nur zu Nr. 4 (Bebra⸗Hanau) nimmt Ziegler (Hanau) 
die Auſmerkſamkeit des Hauſes längere Zeit in Anſpruch, ohne fie zu be⸗ 
chäftigen. — Präſident v. Forcken beck will in der Spezialdiskuſſion 

rtfahren, aber v. Vincke (Minden) erinnert daran, daß es 4 Uhr iſt, 
worauf der Präſident dem Hauſe die Alternative ſtellt, entweder mit der 
Berathung fortzufahren oder im Falle der Vertagung eine Abendſitzung 
um 7 Uhr abzuhalten. Das Haus entſcheidet ſich mit ſehr großer Majo⸗ 
rität für die Vertagung, mit einer kleinen, kaum erkennbaren, Gegenprobe 
bedürftigen Majorität für die Abendſitzung. 

Deer Geſetzentwurf über die Eiſenbahnanleihe auf Höhe von 40 Mil- 
lionen Thalern iſt dem Vorſchlage der Kommiſſion gemäß in der heatigen 
Abendſitzung des Abgeordnetenhauſes faſt einſtimmig angenommen worden. 
Desgleichen gelangte der Antrag des Abgeordneten Wehr zur Annahme, 
welcher dahin lautet, daß die Linie Schueidemühl⸗Dirſchau ſobald als and fh 
in Angriff zu nehmen ſei und in ſolchen Gegenden, wo der Nothſtand ft 

am drückendſten herausſtelle, mit den Bahnbauten ſogar an mehreren Stellen 
zu gleicher Zeit vorgegangen werden ſolle. 

Elberfeld, 17. Januar. Nach einer der Elberfelder Zei- 
tung zugegangenen Mittheilung des Paſtor Frey in Langendreer 
waren bis geſtern früh 87 Leichen aus dem Schacht herausgeſchafft. 
Der Berghauptmann Krug von Nidda iſt auf der Unglücksſtätte 
eingetroffen. 

Köln, 16. Januar. Bei der heutigen Ziehung der Dom⸗ 
bau-Lotterie fiel ein Gewinn von 2000 Tolr. auf Nr. 138,291. 
2 Gewinne von 1000 Thlrn. auf Nr. 93,957 und 256,938. 
6 Gewinne zu 500 Thlr. auf Nr. 116,441, 264,532, 272,345, 
282,065, 283,347, 336,083. 18 Gewinne zu 200 Tolr. auf 
Nr. 579, 11,067, 48,146, 57,780, 61,513, 105,644, 118,977, 
124,462, 190,163, 204,128, 206,939, 251,243,; 270,492, 
272,292, 289,773, 330,205, 334,849, 335,781. — Auf Nr. 
101,713 fiel die Marmorgruppe von Werres im Werthe von 
2000 Thlrn. 

— 17. Januar. Bei der beute fortgeſetzten Ziehung der 
Dombau-Lotterie fiel auf Nr. 15,007 ein Gewinn von 10,000 
Thlr., auf Nr. 131,513 ein Gewinn von 5000 Thlr., auf Nr. 
203,656 Oelgemälde der Madonna. 

Leipzig, 15. Januar. Die heute beendete Neujabremeſſe 

bat im Allgemeinen keine Befriedigung hervorgerufen. Faſt alle 
Artikel wurden zum Nachtheil der Händler und Fabrikanten abge- 
geben und gingen Luxusſachen faſt gar nicht um. Sowie Tuch⸗ 
und Manufakturwaaren nur zu ſehr gedrückten Preiſen verkauft 
wurden, jo ging es auch den wollenen und baumwollenen Strumpf 
waaren, baumwollenen Rock- und Hoſenſtoffen, ſowie Leinenwaaren. 
Von Seidenwaaren wurde nur hauptſächlich ſchwarze Waare, aber 
auch zu gedrückten Preiſen umgeſetzt. Die Kleinhändler in den 
Buden und offenen Verkaufsſtänden klagen ſehr, und vlele von ihnen 
haben kaum die Koſten verdient. Es it die Meſſe nur als eine 
ſchlechte Meſſe zu bezeichnen. 
Stuttgart, 17. Januar. Im Abgeordnstenhauſe erfolgte 
heute die General- Diekuſſton des Wehrgeſetzes. Alle Mitglieder 
des Kabinets waren anweſend. Römer und Hölder ſprachen ſich 
für den Entwurf, Mohl und Becher dagegen aus. In Betreff der 
Dauer der Dienſtzeit erklärte der Kriegemſniſter, daß die Regierung 
einer zweijährigen Präſenzdauer den Vorzug gebe. 


Ausland. 

Trieſt, 16. Januar. Die heutige Leſchenfelerlichkeit (für 
den Kaiſer Maximilian) war vom ſchönſten Wetter begünſtigt. Seit 
halb 8 Uhr Morgens waren die Straßen und Plätze, welche der 
Lelchenzug paſſiren ſollte, mit Trauerflaggen dekorlrt. Sämmtliche 
Schiffe im Hafen hatten auf Halbtop gebißt. Ueberall dichtes 
Volksgedränge. Die Ceremonie der Einſegnung begann um 10 
Uhr. Der Seneral-Mojor, Herzog von Würtemberg, eröffnete mit 
den Truppen den Zug, welcher ſich vom Malo San Carlo aus in 
Bewegung ſetzte. Dem mit Kränzen geſchmückten Leſchenwagen 
ſchritten der Munizipalratd von Trieſt und der Klerus vorauf. 
Dahinter folgten die Erzherzoge von Oeſterreich, der Bice-Admiral 
Tegethof, die Vertreter der fremden Mächte, die Generalltät, das 
Offiterkorps, die Konſuln, die Korporationen und das Matroſen- 
korps. Truppen ſchloſſen den Zug. — Die Haltung der Bevölke- 
rung war eine außerordentlich theilnehmende. Alle Läden waren 
geſchloſſen. 

Trieſt, 17. Januar. Levantepoſt. Bombay, 28. Dezem- 
ber. Die dritte Brigade des abyſſiniſchen Expeditlonskorps wird in 
wenigen Tagen von bier abgehen; auch die vierte iſt bereits zur 
Abfahrt fertig. 

Paris, 17. Januar. 
La Plata ⸗Kriegeſchauplaße: Nach den mit dem letzten Dampfer 
eingetroffenen Berichten hat ſeit dem Angriffe auf das Lager von 
Tuputi kein Zuſammenſtoß zwiſchen den Alliirten und den Para- 
guiten ſtattgefunden. Einige kleinere braſtliantſche Fahrzeuge von 
Holz ſind von der Feſtung Humaita aus in Grund geſchoſſen wor⸗ 
den. Es ſcheint jedoch, daß Marſchall Caxlas Humalta faſt voll 


Der „Abend-Moniteur” meldet vem 


ſtändig eingeſchloſſen hat und auch die die Feſtung mit der Haupt- 
ſtadt von Paraguay, Aſunclon, verbindende Waſſerſtraße beherrſcht. 
Man wollte ſogar wiſſen, daß Präſident Lopez Humaſta aufgeben 
werde, um ſich auf einen vorber befeſtigten Punkt zurüdzuzichen, 
der ihm geſtatten könnte, ſeine Hauptſtadt zu decken. 

Paris, 17. Januar. Der Senat bat für das Armeegeſetz 
eine Kommiſſton von 10 Mitgliedern ernannt. Zu derſelben ge- 
bören die Admirale Cevllle und Graf Bouet-Willaumez, die Mar- 
ſchälle Randon, Canrobert und General La Rue Behlc. In den 
Bureanr ſagte General de la Hitte bei der Beurtheilung des Ge- 
jepes, dasſelbe mache eine Berufung der Reſerve unmöglich, ohne 
daß das Ausland davon Kenntnif erhalte. Dumas iſt zum Be- 
richterſtatter über das Armetgeſetz ernannt. Die Kommiſſton wird 
von morgen ab ihre Sitzungen halten. 

— Die Kaiſerin hat ſich heute Morgen nach der Bretagne 
begeben, um dle erkrankte Prinzeſſin Bacchlochi zu beſuchen. — Das 
Befinden des Grafen Goltz iſt in Folge einer unruhigen Nacht 
weniger gut. 

— Perſigup beleuchtet und Fritifirt in einem fünf Spalten 
langen Briefe an die Pariſer Journale den Geſſt und die Trag- 
weite des Geſetzes über die Preſſe. Er jagt darin: Das neue 
Geſetz vermag in keiner Weiſe die Anſichten des Katſers darzu- 
ſtellen. — Dasſelbe iſt vielmehr ganz dazu angethan, die Freiheit 
der Preſſe zu beeinträchtigen und ſolche Organe in größerer Menge 
ins Leben zu rufen, welche der Neugier und Skandalſucht durch 
Angriffe auf das Privatleben ſchmeſcheln würden. Die Folge da- 
von wäre eine Reaktion, die zu gewaltſamen Maßregeln gegen die 
Preſſe ſchreiten würde. Die Regierung kann nur dadurch gewinnen, 
daß fie eine frei Diskuſſion geſtattet, denn das Land iſt reif für 
die Freiheit. Eine wirkliche Gefahr würde vielmehr aus einem 
Prozeßverfahren entſtehen, wle ſolches durch das Geſetz vom 26. 
Mat 1819 ſanktionirt worden — ein Geſetz, das die durch die 
Preſſe gekränkten Perſonen ſelbſt zu Anklägern beruft. Perſigny 
fordert in folgen Jällen ein Vorgehen des öffentlichen Mintſterlums 
von Amtswegen, denn die Tendenz des Geſetzes von 1819 wider- 
ſpreche dem Geiſte unſerer Zeit, wie auch unſeren Gewohnheiten 
und Sitten, ja den Grundſätzen unſerer Geſetzgebung. Würde hin⸗ 
gegen eine amtliche Verfolgung der Preſſe wegen Ehrenkränkungen 
eingeführt, jo halte er damit die Freiheit der Preſſe für gewonnen 
und ein Verſchwinden ſiskaliſcher Feſſeln für möglich. Gehe man 
anders zu Werke, ſo würden 6 bis 12 Monate lange Pref-Sa- 
turnalien nur eben eine 15 bis 20 Jahre währende Unterdrückung 
im Gefolge haben. 

Florenz, 17. Januar. Deputirtenkammer. In der De- 
batte über das Einnahme-Budget erklärte der Borfigende der Bud⸗ 
get⸗Kommiſſion, de Luca, jein geſtriger Antrag über die einſtweilige 
Vertagung der Budgetberathung ſei aus der Erwägung hervorge- 
gangen, daß mehrere Spezialfragen betreffend die Grundſteuer j0- 
wie die Beſteuerung beweglichen Vermögens und der Lotterleen 
eine beſonbers eingehende Erörterung erfordern würden; er bean- 
trage deshalb, dieſe Fragen noch nicht in die gegenwärtige Dis- 
kuſſton hineinzuziehen. Der Finanzmintiſter Cambray-Digny ſprach 
ſich ſehr anerkennend über die Arbeiten der Budget⸗Kommiſſton 
aus und erklärte, daß er gern bereit jet, ſich über die oben er⸗ 
wähnten Fragen im Schooße der Kommiſſion ausführlich auszu⸗ 
ſprechen. — Gutem Vernehmen nach ſind gegenwärtig lebhafte Un⸗ 
terhandlungen zwiſchen Italien und Frankreich im Zuge, welche die 
Rückkehr des Reſtes der franzöſtſchen Expeditionstruppen nach Frank- 
reich zum Gegenſtande haben. 

London, 17. Januar. Die preußiſche Brigg Nr. 2 ſtran⸗ 
dete in der Nähe von Crookhaven, Schiff und Ladung find ver- 
loren, die Mannſchaft iſt gerettet. 

London, 17. Januar. Einer Mittheilung der „Morning 
Poſt“ zufolge wird Marquis d'Azeglio wahrſcheinlich bald nach ſei— 
ner Rückkehr feinen Poſten als Geſandter beim Hofe von St. Ja- 
mes aufgeben. — In Dublin und Corck haben weitere Verhaftun⸗ 
gen ſtattgefunden. 

Dublin, 16. Januar. Der Prozeß gegen Pateick Lennox, 
angeſchuldigt, der Leiter des auf die Eiſenbahnſtationen von Middle⸗ 
town, Stipaſide und Glen-Cullen unternommenen feniſchen An- 
griffs geweſen zu ſein, iſt an das Schwurgericht verwieſen worden, 
Die Anklage, welche vor der nächſten Aſſiſenſitzung gegen Lennox 
erhoben werden fol, lautet auf Hochverrath. 

— Der unweit des Kap Roche (Qucenſtown) geſtrandete Dam- 
pfer „Chicago“ iſt im Mittelſchiff auseinander gebrochen und gänz- 
lich wrack geworden, Ein Strandräuber wurde in letzter Nacht 
von einem Soldaten der Strandwache beim Plündern des Schiffes 
überraſcht und erſchoſſen. 

Stockholm, 17. Januar. Die Thronrede, mit welcher 
der König heute den Reichstag eröffnete, konſtatirt die ſreundſchaft⸗ 
lichen Beziehungen zu den auswärtigen Mächten. Der Elfer, mit 
welchem faſt alle europäſſchen Staaten ihre Streitkräfte vermehren, 
gebletet auch der ſchwediſchen Regierung, ihre Vertheldigungsmittel zu 
ſtärken. Ein neues Reglerungsdepartement für Ackerbau und öffentliche 
Arbeiten iſt notbwenvig geworden. Die finanzielle Lage des Staates ge- 
ſtattet die Aufhebung der Waffenſteuer von 1869 an. Die Jahrıs- 
einnahmen hätten die Ausgaben gedeckt, wenn die Eiſenbahnbauten 
nicht größere Summen in Auſpruch genommen hätten, als dle zu 
dieſem Behufe gemachte Anleihe gewährte. Die Regierung wird 
einen Plan zur Randesvertheidigung vorlegen, welcher zu Grund- 
lagen dle allgemeine Wehrpflicht und die Beibehaltung der durch 
die Juſtitutlon der „eilngethellten Armee“ gegebenen Permanenz der 
Cadres hat. — Mit der Anfertigung verbeſſerter Gewehre wird in 
Zukunft die einbetauſche Induſtrle ausſchlleßlich beauftragt werden, 
und vorausſichtlich dazu ausreichen. Die Reglerung wird eine 
Vorlage betreffend die Abſchaffung der Schulphaft machen. 

Konftantinopel, 16. Januar. Oſe drohende Minifter- 
kriſis wird nunmehr für berndigt angeleben. 
ſtern vom Sultan empfangen worden. Dies gilt allgemein als 
ſicheres Anzeſchen des Verbleibens Fuads und des Großvezlers 
im Amte. 

Alexandria, 13. Januar. Mittheilungen aus China er- 
wähnen einer großen Niederlage, welche die Armee der Kaiſerlichen 
unter Fatal durch die unter Ninfey vereinigten Inſurgenten er- 
litten babe. 

Waſhington, 16. Januar. Der Senat hat die Bill 
angenommen, wodurch die Ermächtigung des Schatz⸗Sekretärs M'Cul⸗- 
loch zur Einziehung des Papiergeldes aufgehoben wird. Ein Amen- 


beſchränkt. Weizen guter Qualität geſucht, fremder eher beachtet, beſchränk⸗ 
Fuad Paſcha if ge 


dement, welches bezweckte, die weitere Ausgabe von Papiergeld zu 
ſiſtiren, wurde verworfen. 


Pommern. i 

Stettin, 18. Januar. Nach einer der Armee zur Kenntnif 
gebrachten Friegsminiftertelen Verordnung ſollen im Landwehrver⸗ 
bältniß befindliche Kavalleriſten fortan nicht mehr im Frieden zu 
Uebungen herangezogen werden. 

— Am 31. Dezember v. J. find 440,640 Thlr. in Dar- 
lehnskaſſenſcheinen im Umlauf geweſen. 

— Bei dem hleſigen Hülfs-Comité für Oſtpreußen find bis- 
ber 4398 Thlr. 28 Sgr. und bei dem Comité für Abhülfe des 
Nothſtandes in Stettin und Umgegend 1595 Thlr. 22 Sgr. 3 Pf. 
eingegangen. 

— Geſtern ſind in der Volksküche am Pladrin 700, auf 
Torney 110, auf Grünhof 194, in Bredow und Bredower An- 
theil 290 Portionen Eſſen ausgegeben worden. 

— Heute Vormittag wollte ein Soldat das durch die milde 
Witterung der letzten Tage bereits mürbe gewordene Eis der 
Oder vom Zimmerplatz nach dem dieſſeitigen Bohlwerk paſſiren. 
Er brach unterweges ein und wurde nur mit Anſtrengung vom 
Tode des Ertrinkens gerettet. Sein Gewehr büßte er indeſſen bei 
dem Voffalle ein. 

— Vor einiger Zeit ſtahl der vagabondirende Drechslerlehr— 
ling Rud. Detloff aus einer Kammer des Hauſes Schulzenſtraße 
Nr. 37 ein Deckbett, welches er, wie erſt jetzt ermittelt, an den 
Drechslergeſellen Br. und deſſen Braut, die unverehelichte Fried. H., 
verkauft hat. Dieſen drei Perſonen wird nun der Prozeß wegen 
Diebſtabls, reſp. Heblerei, gemacht werden. — Geſtern iſt der in 
Fortpreußen wohnhafte Arbeiter Kniebel wegen des vor Kurzem 
bei dem Schornſteinfetzermeiſter Fabricius in Grabow verübten 
Bettendiebſtahls verbaftet worden. 

— Geftern Abend iſt die Ziegelſcheune des Herrn Wild— 
brett zu Neubuchholz total abgebrannt. Wie das Feuer ent- 
ſtanden, iſt noch nicht bekannt. 

— Ein bisher nicht ermitteltes Frauenzimmer erbot ſich 
geſtern, der unverehelichten Bernhard aus Gollnow, welche hier 
fremd war und ein dienſtliches Unterkommen ſuchte, ein ſolches zu 
verſchaffen, zu welchem Ende es das Mädchen zu verſchledenen 
Miethsfrauen führte. Daß jenes Frauenzimmer bei dieſer Dienft- 
leiſtung indeſſen nur ihren eigenen Vortheil im Auge hatte, be- 
wies daſſelbe dadurch, daß es die Bernhard ſchließlich nach der 
Baumſtraße führte, derſelben dort unter einem nichtigen Vorwande 
ein Umſchlagetuch und eine Taſche abnahm und mit dieſen Gegen- 
ſtänden in einem Hauſe, welches einen Durchgang nach der kleinen 
Oderſtraße hatte, ſpurlos verſchwand. 

Stargard, 17. Januar. Wie der „B. a. d. W.“ wiſſen 
will, beſchäftigen ſich die Behörden des Pyritzer Kreiſes bereits mit 
der Einleitung zum Bau von Chauſſeen im dortigen Kreiſe, auch 
ſollen von dem Pyritzer Kreistage bereits die Koſten zu den Vor- 
arbeiten der projekllrten Straßen bewilligt fein. Die zum Bau 
deſignirten Wege find darnach folgende: 1) Stargard- Berlinchen; 
2) Pyritz Bahn und 3) Pyrig-Dölig. Die Chauſſee ad 1 be- 
zweckt jedenfalls vorzugsweſſe eine beſſere Verbindung zwiſchen 
Stargard und Landsberg a. W., die ad 2 eine ſolche zwiſchen 
Pyritz und Königsberg (Neum.) reſp. Schwedt und die ad 3 hat 
den Zweck, Pyritz und die auf der Tour belegenen bedeutenden 
Dörfer und Güter mit der Eiſenbahn zu Dölitz in beſſere Ver⸗ 
bindung zu bringen. 

ee bj iekichte: 

\ ettin . anuar. U 8 on. 

Barometer 27⁴ Tr, Wind: NRW. r EBEN. 

Weizen behauptet, loco per 2125 Pfd. gelber inländ. 99 —104½ , 
bunter polniſcher 97—102 4, feiner weißer 104 106 %, 83—Böpfp. 
gelber Januar 98 % nom., Frühlahr 98½, 99 % bez., Br. u. Gd. 

Roggen wenig verändert, loco pr. 2000 Pfd. 74-75 , feiner 
75½—76½% , Januar 75½ K bez., Januar⸗Februar 75½ 4 Gd. 
Fa a. N bez. u. Gd., 76 Br., Mai⸗Juni 76 % Gd., Juni⸗ 

uli ez. 

Gerſte W und mähriſche nach Qual., loco per 1750 Pfd. 
5254 %, 69— 7opfd. ſchleſiſche Frühjahr 54 % Gd. 

— A u per 1300 Pfd. 3542, 36 , 47 50pfd. Frühjahr 37%, 

Erbſen loco 67½ 70 , Frübjahr Futter⸗ 69 ½ % Gd. 
10h 58 en gelbe loco 40 % Br., Frühjahr 42 % Br., blaue 
Petroleum loco 64½, 36.24 loco bez. 

Ritböl niedriger, loco 10 bez., 101, Br., Jannar 91½ K bez., 
Januar⸗Februar 91½ % Br., März 10½ 4 bez. u. Br., April-Mat 
e e e eee 

ir . 1 ez. D 
10 4,8% Frühjahr 201%, „ Gb., Mi S8, M Jan 20. 88. 
r. u 


Regulirungs⸗Preiſe: Weizen 98, Roggen 75½½, Rüböl 9114,, 
Spiritus 19/. 


Landmarkt. 

Weizen 96—102 f, Roggen 72—75 %, Gerſte 50-53 , Hafer 
37—38 pr. 26 Scheffel, Erbſen 67—70 #4 0 25 3 2 
Ctr. 17% — 224, 5 Stroh pr. Schock 78 , Kartoffeln 23—28 Apr 

Breslau, 17. Januar. Spiritus per 8000 Tralles 19½. Weizen 
per Januar 94½ Br. Roggen pr. Jannar 71¼8, per Frühjahr 73. 
Rüböl pr. Januar 954 pr. Frühjahr 9½7. Raps 89½ Br. Zink feſt. 

‚Hamburg, 17. Januar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
ruhig, aber nicht billiger käuflich, auf Termine ſehr feſt, aber unbelebt. 
Weizen pr. Januar 5400 Pfd. netto 176½ Bankothaler Br., 175%, Gd., 
Januar⸗Februar 175 Br., 174 Go., pr. Frühjahr 174 Br., 173½ Gd. 
Roggen pr. Januar 5000 Pfd. Brutto 137 Br., 136 Gd., Januar⸗Februar 
136 Br., 135 Gd., pr. Frühjahr 134 Br. u. Gd. Hafer ohne Kaufluſt. 
Rüböl feſter, loco 2214, per Mai 23. Spiritus unverändert. Kaffee ruhig. 
Zink feſt. — Regen. 

Amſterdam, 17. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
und Roggen ſtille und unverändert. Roggen pr. März 303 ½, Apr. Mai 
306 ½. Raps pr. April 66 ½. Rüböl per Mai 35, pr. November ⸗De⸗ 
zember 361%, 

London, 17. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Marktbeſuch 


tes Geſchäft zu unveränderten Preiſen. Gerſte und Hafer ruhig. 


